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110 gUuffe. fdj!oei,V $»«tnbît» Seltuttfl („Sidfterbtatt")

alte MhlhauSanlage auf 1. Starz 1917 abgebrochen fein
mufj, ift eS jut ungefiörten gorife^ung beS VetriebeS
unerläßlich, baß bie neue KühlhcmSanlage auf btefen Zett»
punft betriebsfertig haftest.

Von ben Vanie» on bêï S3oî>goffe in Sex« wirb
betteltet : Vetannttid) hat fidj bie „©emeütnühige Vau=
genoffenfdjaft Vetn" in exfter Sinte bie Sanierung
ber Vabgaffe an ber Statte sum Z*el gefegt, ffirel
fläufer (bie |)ä!fte beS Areals gtidE6ab) ftnb bereits im
9tot)bau erfteßt, ©in Stöbet! biefeS VaublodS
unb einelnfi^t ber pr ojeîtier ten ganzen An«
tage an ber Vabgaffe ift für einige Sage bei S ai fer
& (So., Starîtgaffe, auSgefieflt.

»attlldheS a#3 <5t. ®ßHen. ©et Vau beS neuen
Stuf eu m S im untern Seit beS ©tabtparfeS [freitet
röftig oorwärts. Sie ©runbmauern laffen ben Umriß
fchon beutlid) ertennen. Staurer unb ©tetnmetjen haben
baburd) roifltommene Arbeitsgelegenheit. — lud) an ber
Verbreiterung ber Sorftraße mirb tüchtig ge=

arbeitet, fo baß tn ntc^t attju langer Zeit bie ©otiath«
gaffe oom Stamoerl'ehr enttafiet werben fann. — Velin
Vrühlgaßburchftid) ftnb bie AbräumungSarbeiten
fertig unb eS mirb mit bem SReubau beS £>ertn Vitt»
m iter begonnen. — ©S mirb matjxfd^einfi^ riot§ im
Saufe biefeS StonatS mit bem Abbruch ber ©ebäube,
an beren ©teHe baS VezirfSgebäube zu fielen îommt,
begonnen, oorerft mit bem „Antlitz" ; oorauSfichilid) mirb
anfchlteßenb baran baS SudjhauS, baS altehrmürbige
Sßahrjei^en ber Steugaffe, bran glauben ntüffen. — Vor--
auSgefeljen ift, baß 'wähtenb beS Umbaues im alten
Stufeum etma fechs Zellen für UnterfucljungS«
häf Hinge eingerichtet werben, borthin mirb auch baS

UnterfuchungSrichteramt oerlcqt werben, mährenb baS

VezitfS geriet feine ßläumlid) feiten im SftathauS unb im
VolfSbanfgebäube beibehalten mirb.

P«rtev-$nltmilTtmttiuer^rbnuuit,
JïuêgeaTbeitet unb berauSßegebeit nom |]entvalucu'ftnnb

be§ ©chroeijettfüjeu ©eroerbcuereinS.

I. JUIçjemeitte ©nmbfd^e.
Art. 1. Arbeiten unb Steferungen finb in ber Stiegel

auf bem SBege ber öffentlichen SluSfdireibung ju oergeben.
Von einer AuSfchretbung fann abgefehen werben, roenn
a) ber in grage ftefjenbe Sßert nach Voranfchtag

Fr. 2000.— nicht überfteigt;
b) bie Ausführung befonbere gähigfeit erforbert ober

burdf) S^atentfchuh befchränft ift;
c) ber ©egenftanb fich feiner befonbern Art wegen

ober aus wichtigen ©rünben nicht zur Ausfahret'
bung eignet ober nicht im oorauS berechnen läßt.

Für periobifche Arbeiten unb Steferungen ift bie AuS»
fchreibung je nad) beren Umfang tn Qeiträumen oon
1—2 fahren ju wieberholen.

Art. 2. AuS ber Austreibung foü aßeS, was für
bie ^Preisberechnung oon irgenbmeM&er Vebeutunq ift,
beutlich erjldhtltdh fein.

Art. 3. ®te oetgebenbe Veljörbe hat oor ber AuS»

fchreibung burch ein ©achoetfiünbigenfoflegium, zufammen»
gefetjt auS Fachleuten beS in Frage fietjenben VerufS»
Zweiges, ben bezüglichen Stinbefiprels fefifießen zu laffen,
ber fo zu berechnen ift, baff ben betreffenden Uebernehmern
noch ein angemeffener Verbietet gefiebert wirb.

©aS ©achoerftänbigenfoßegium ^at auS mlnbeftenS
Z'oel ihren Veruf auSübenben Fachten zu beftehen.

©tefe Fochteute, fomie bie Organe ber Vehörben
haben je für fich ben StlnbefipreiS gu ermitteln, ©eljen
bte ©rgebniffe biefer ©tnjelberechnungen wefentltch auS»

einanber, fo ift etne gentelnfame Verechnung oorjuitehmen.
©geigen ftch bei ©töffnwtg ber Offerten wefentlich«
©ifferenjen jwifchen btefen unb bem feftgeftellten Slinbcft'
preife, fo îann eine Nachprüfung biefeS letjteren untet'

Veijiehung wetterer ©achoerfiänbiger angeorbnet werben.
£>anbelt eS ftch nm periobifche Arbeiten ober Sief«'

rungen, für welche ber Stinbefiprels bereits ermittelt
würbe, fo fann oon einer neuen ^Preisberechnung f"
lange Umgang genommen werben, als bie Fahren, bte

jur ©runblage ber Verechnung bienten, ftch 9tet<h bleiben.

Veftehen jwifchen ben Vehörben unb ben SprüfungS»
organifationen SPreiSoereittbarungen, fo îann bte ©unitb
lung beS SttnbefipreifeS unterbleiben. 8Bo örtliche ober

VerufSoerbanbS ©ubmifftonS* ober VeredhnnngSfteflen
beftehen, fönnen foldje ebenfalls für bie ^Preisberechnung
herangezogen werben; fte fönnen auöh baS ©achoerftän*
bigenfollegium erfe^en.

Art. 4. ©le Vergebung hat in ber SRegel auf ©runb
oott ©InhettSpreifen unb auf Utadhma^ fiattjufinben ; gegen
eine SPauf'chalfumme nur bann, wenn ber ©egenftanb
ber Austreibung in allen feinen Seilen, ©Injelheiten
unb ©igenfehaften genau befannt gegeben werben fann.

©aS Verfahren beS Auf. unb AbftelgernS oon Vor'
anfchlagSpreifen ift nnjulüffig; ebenfo bte Vereinbarung
oon ©urchfchntttSpreifen für oon etnanber unabhängige
Arbeiten unb Steferungen nnb zwar auch hann, wenn
fte ben ©egenftanb beS gleichen Vertrages bilben.

II. 2ïusfcl?t'dtm»s,
Art. 5. ®ie AuSf^reibung foü auf ©runb ber in

Art. 3 oorgefehenen VorberettungSarbeitcn unb fertig
erfüllter ^Projette erfolgen, ©ie hat alle Angaben zu ent*
halten, bie für ben $ntereffenten Vebeutung fein
fönnten, ©egenftanb unb Umfang ber Arbeit genau zu
umfehretben unb ben ©tngabe. unb ©röffnungStermlü,
unb : Ort zu bezeichnen.

®ie ^aupt. unb Dtebenteiftungen müffen in befonbertt
Spofitionen getrennt aufgeführt werben.

Umfangreichere Austreibungen finb, foweit bte SJtafur
beS ®;genftaubeS eS erlaubt, fowohl nach oerfchleberett
VerufSarten als auöh innerhalb ein unb beSfetben Ve>

rufeS berart zu gexlegett, bafj au^ ftetnern Unternehmern
ober Sieferanten bte Veteitigung an ber Vemerbung
ermöglicht wirb.

Art. 6. ®ie AuSfehreibung erfolgt in SPubttfationS*
Organen, bte in ben betreffenben Qntereffentenfreifen
allgemein oerbreitet ftnb.

Art. 7. ©ubmiffionSunterlagen, bie zur ffihtficht ber
Vewerber aufliegen unb folgen auch foweit als möglich
auSgehänbigt werben foDen, ftnb : ©aS Offertenformular,
tpianfopien, Bedungen unb ©rgebniffe allfälliger Vor»
erhebnngen unb ©tubien, eoentneß auch SRufte* unb
Sîobefle, ber Sßerfoertrag unb aßgemeine unb fpezteße
Vebtngungen.

©ie ©ingabefortnulare foßen bie einzelnen Arbeiten
betaißiert enthatten unb ben ortsüblichen Satif unb
AuSmapeftimmungen angepaßt fein; fte foßen ben Stn»

tereffenten in z«>«I ©i'emplaren zur Verfügung gefteßt
werben.

Vei ©rbarbeiten ift ben Unternehmern bie Stöglich'
fett zu bieten, oon ber betreffenben Vobenbefchoffenheit
ÄenntniS zu nehmen.

©olange bte Arbeiten ober Steferungen nicht burch

Verriebe, Zeichnungen ufw. im ©inne ber oorfiet)enben
Veftimmungen flargefteßt ftnb, barf beten AuSfehreibung
überhaupt nicht ftatlfiaben.

Art. 8. Für bte ©inreidjung ber ©ingaben unb bie

Ausführung ber Arbeiten ftnb bie F"ften fo reichlich
Zu bemeffeU, baff aßen ©ewetben fowohl eine fad)ge»
mafje Vorbereitung ber Angebote als auch eine fünft».

Mustr. schweiz, Handw Zeitmtg („Meisterblatt")

alte Kühlhausanlage auf 1. März 1917 abgebrochen sein
muß, ist es zur ungestörten Fortsetzung des Betriebes
unerläßlich, daß die neue Kühlhausanlage auf diesen Zeit-
punkt betriebsfertig dasteht.

Von Ne» Bimten an Der BaNgasse in Bern wird
berichtet: Bekanntlich hat sich die „Gemeinnützige Bau-
genossenschaft Bern" in erster Linie die Sanierung
der Badgasse an der Matte zum Ziel gesetzt. Drei
Häuser (die Hälfte des Areals Frickbad) sind bereits im
Rohbau erstellt. Ein Modell dieses Baublocks
und eineAnsicht der projektierten ganzen An-
läge an der Badgasse ist für einige Tage bei Kaiser
à Co., Marktgasse, ausgestellt.

BanNcheS a»S St. Gallen. Der Bau des neuen
Museums im untern Teil des Stadtparkes schreitet
rüstig vorwärts. Die Grundmauern lassen den Umriß
schon deutlich erkennen. Maurer und Steinmetzen haben
dadurch willkommene Arbeitsgelegenheit. — Auch an der
Verbreiterung der Torstraße wird tüchtig ge-
arbeitet, so daß in nicht allzu langer Zeit die Goliath-
gaste vom Tramverkehr entlastet werden kann. — Beim
Brühlgaßdurchstich sind die Abräumungsarbeiten
fertig und es wird mit dem Neubau des Herrn Bill-
wiler begonnen. — Es wird wahrscheinlich noch im
Laufe dieses Monats mit dem Abbruch der Gebäude,
an deren Stelle das Bezirks gebäude zu stehen kommt,
begonnen, vorerst mit dem „Antlitz" ; voraussichtlich wird
anschließend daran das Tuchhaus, das altehrwürdige
Wahrzeichen der Neugasse, dran glauben müssen. — Vor-
ausgesehen ist, daß während des Umbaues im alten
Museum etwa sechs Zellen für Untersuchungs-
Häftlinge eingerichtet werden, dorthin wird auch das
Untersuchungsrichteramt verlegt werden, während daS

Bezirksgericht seine Räumlichkeiten im Rathaus lind im
Volksbankgebäude beibehalten wird.

Muster-Sttkmissionsuerordnnng.
Ausgearbeitet und herausgegeben vom Zentralvorstand

des Schweizerischen Gewerbevereins.

I. Allgemeine Grundsätze.
Art. 1. Arbeiten und Lieferungen sind in der Regel

auf dem Wege der öffentlichen Ausschreibung zu vergeben.
Von einer Ausschreibung kann abgesehen werden, wenn
a) der in Frage stehende Wert nach Voranschlag

Fr. 2000.— nicht übersteigt;
d) die Ausführung besondere Fähigkeit erfordert oder

durch Patentschutz beschränkt ist;
o) der Gegenstand sich seiner besondern Art wegen

oder aus wichtigen Gründen nicht zur Ausschrei-
bung eignet oder nicht im voraus berechnen läßt.

Für periodische Arbeiten und Lieferungen ist die Aus-
schretbung je nach deren Umfang in Zeiträumen von
1—2 Jahren zu wiederholen.

Art. 2. Aus der Ausschreibung soll alles, was für
die Preisberechnung von irgendwelcher Bedeutung ist,
deutlich ersichtlich sein.

Art. 3. Die vergebende Behörde hat vor der Aus-
schreibung durch ein Sachverständigenkollegium, zusammen-
gesetzt aus Fachleuten des in Frage stehenden Berufs-
z oeiges, den bezüglichen Mindestpreis feststellen zu lassen,
der so zu berechnen ist, daß den betreffenden Nebernehmern
noch ein angemessener Verdienst gesichert wird.

Das Sachverständigenkollegium hat aus mindestens
zwei ihren Beruf ausübenden Fachleuten zu bestehen.

Diese Fachleute, sowie die Organe der Behörden
haben je für sich den Mindestpreis zu ermitteln. Gehen
die Ergebnisse dieser Etnzelberechnungen wesentlich aus-

einander, so ist eine gemeinsame Berechnung vorzunehmen-
Erzeigen sich bei Eröffnung der Offerten wesentliche

Differenzen zwischen diesen und dem festgestellten Mindest-
preise, so kann eine Nachprüfung dieses letzteren unter

Beiziehung weiterer Sachverständiger angeordnet werden.
Handelt es sich um periodische Arbeiten oder Liefe-

rungen, für welche der Mindestpreis bereits ermittelt
wurde, so kann von einer neuen Preisberechnung so

lange Umgang genommen werden, als die Faktoren, die

zur Grundlage der Berechnung dienten, sich gleich bleiben.

Bestehen zwischen den Behörden und den Prüflings-
organisationen Preisoereinbarungen, so kann die Ermitt-
lung des Mindestpreises unterbleiben. Wo örtliche oder

Berufsverbands - Submissions- oder Berechnungsstellen
bestehen, können solche ebenfalls für die Preisberechnung
herangezogen werden; sie können auch das Sachverftän-
digenkollegium ersetzen.

Art. 4. Die Vergebung hat in der Regel auf Grund
von Einheitspreisen und auf Nachmaß stattzufinden; gegen
eine Pauschalsumme nur dann, wenn der Gegenstand
der Ausschreibung in allen seinen Teilen, Einzelheiten
und Eigenschaften genau bekannt gegeben werden kann.

Das Verfahren des Auf- und Absteigerns von Vor-
anschlagspreisen ist unzulässig; ebenso die Vereinbarung
von Durchschnittspreisen für von einander unabhängige
Arbeiten und Lieserungen und zwar auch dann, wenn
sie den Gegenstand des gleichen Vertrages bilden.

II. Ausschreibung.
Art. 5. Die Ausschreibung soll auf Grund der in

Art. 3 vorgesehenen Vorbereitungsarbeiten und fertig
erstellter Projekte erfolgen. Sie hat alle Angaben zu ent-
halten, die für den Interessenten von Bedeutung sein
könnten, Gegenstand und Umfang der Arbeit genau zu
umschreiben und den Eingabe- und Eröffnungstermiij,
und -Ort zu bezeichnen.

Die Haupt- und Nebenleistungen müssen in besondern
Positionen getrennt aufgeführt werden.

-Umfangreichere Ausschreibungen sind, soweit die Natur
des Gegenstandes es erlaubt, sowohl nach verschiedenen
Berussarten als auch innerhalb ein und desselben Be-
rufes derart zu zerlegen, daß auch kleinern Unternehmern
oder Lieferanten die Beteiligung an der Bewerbung
ermöglicht wird.

Art. 6. Die Ausschreibung erfolgt in Publikations-
organen, die in den betreffenden Interessentenkreisen
allgemein verbreitet sind.

Art. 7. Gubmissionsunterlagen, die zur Einsicht der
Bewerber aufliegen und solchen auch soweit als möglich
ausgehändigt werden sollen, sind: Das Offertenformular,
Plankopien, Zeichnungen und Ergebnisse allfälliger Vor-
erhebungen und Studien, eventuell auch Muster und
Modelle, der Werkvertrag und allgemeine und spezielle
Bedingungen.

Die Eingabeformulare sollen die einzelnen Arbeiten
detailliert enthalten und den ortsüblichen Tarif- und
Ausmaßbestimmungen angepaßt sein; sie sollen den In-
teressenten in zwei Exemplaren zur Verfügung gestellt
werden.

Bei Erdarbeiten ist den Unternehmern die Möglich-
kett zu bieten, von der betreffenden Bodenbeschaffenhett
Kenntnis zu nehmen.

Solange die Arbeiten oder Lieferungen nicht durch
Beschriebe, Zeichnungen usw. im Sinne der vorstehenden
Bestimmungen klargestellt sind, darf deren Ausschreibung
überhaupt nicht stattfinden.

Art. 8. Für die Einreichung der Eingaben und die

Ausführung der Arbeiten sind die Fristen so reichlich
zu bemessen, daß allen Gewerben sowohl eine sachge-
mäße Vorbereitung der Angebote als auch eine kunst-
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Buchte Ausführung fter Arbeit, unter Berüctfichtigung

»*"eS SRarlteS, ber Qah^zeit unb ber Arbeits»
oct^âïtniffc, möglich ift.

®>e gleite aSotfä^rift gilt analog für Lieferungen.
Art. 9. ®er Bewerber hot nur bann Anfprudj auf« normet feftzufeßenbe, angemeffene ©ntfchäbigung,

roenn er oon her fubmiitierenben Beljörbe zur ©Inret»
jjpttg förmlicher ©ntwürfe (päne, SRobelle ober befon»
««s anjufertigenber ïïftufter) eingelaben würbe.

% srx Austreibung oorhonbener ober in
^usftcgt genommener Arbeiten ober Lieferungen ift fo
P oerteilen, baß eine möglich ft gleichmäßige Befdjäfti»
9»"Û herbeigeführt, Arbeitsüberfluß etnerfeits oerhlnbert
nno girbeitSmangel anberfeitS mögltchft oermieben wirb.

®ie oerfcijtebenen Beßörben eine« Arbeitsgebietes
baben fuß, foweit möglidj, P biefem 3mecîe über bie
oettfolge in ber Vergebung oorßanbener ober lommenber

Letten ober Lieferungen ju oerftänbigen.

III. (Sinvcicljtinß 6et- tfttgefceie.
Art, 11. SDte Singebote ftnb unter Benüßung beS

oem Submittenten gur Verfügung geftetlten ©Ingabe»
J^inulare« fchriftlid) unb oerfcijloffen, mit ber oerlangten
deberfchrift oerfehen, innert ber feftgefeßten grift bei

* to ber Austreibung bezeichneten Stelle einzureichen,
«nachträgliche Angebote bürfen nicht angenommen

werben.
®le Singebote müffen ben in ber StuSfthretbung ge»

Reuten Anforberungen genau entfpredjen, bie oom Be»
Werber auSzufeßenben ©inhettSpreife unb bie ftch er»
flebenbe ©efamlfumme enthalten unb oom SSemerber
Unterzeichnet fetn.

Art. 12. ©In SRücfzug ber Eingabe ift oermittetft
bhnfllidher Anzeige oor Abtauf ber ©ingabefrift geftattet ;

„ w Ablauf berfelben bleiben bie Singebote, fofern nicht«
oubere« benimmt ift, roährenb einer grift oon 4 SBodjen,

blnbli^blaufe
be« ©IngabeterminS an geregnet, oer»

Stomal eingereichte Singebote tönnen, offenbare rech'
"«ifche ffrrtümer oorbehalten, nicht mehr abgeänbert
Werben. Stein Bewerber barf mehr als eine ©togabe
"w ben gleiten ©egenftanb einreichen.

„ Art. 13. loKeftioelngaben finb geftattet, bei beren

„ „Eichung hoben bte Bewerber einen befonbern S3e-

ooumäd)tigten ju bezeichnen unb ftch flto ba« Slngebot
bte porfchriflSgemäße SluSführung ber übernommenen

Arbeit ober Lieferung foltbarifch ju ertlären.

IV. (Eröffnung öer Jlngcbotc.

çy,
Act. 14. projette, ißtäne ober Sftufter, welche ben

^"geboten beigelegt roerben, bleiben im ©igentum beS

Submittenten unb bürfen ohne beffen 3ufiimmung für
ote betreffenbe Bauausführung nicht benäht roerben.

~ Art. 15. Bis zum @rö ffnungStermine müffen bie

^'ugaben oerfdjloffen bleiben. Siebe SJlitteilung über
WeiSofferten ift unterfagt.

®en Bewerbern ober ihren Beooßmächtigten fteht eS

Ret,ber Eröffnung ber Singebote beizuwohnen,

a, :?®t biefem Sitte fott eine Vertretung ber oergebenben
stelle anroefenb fein; über benfelben ift ein ^rototoß
?u führen, baS bie Stamen ber Beroerber unb bie oon
tonen eingereichten greife ju enthalten hot. ®ie einge»
gongten Singebote finb auf ihre arithmetifctje ßtichiigleit

toüfen unb auf möglichft gleite BaftS zu bringen,
unb es fmb bte tontroHierten unb nötigenfalls forrigterten
®ubfummen ber einzelnen Slbfchmtte auf fiberftchiliche
-useife in einer Tabelle zufammenzuftellen. ®tefe ^ßrotofoüe
uub Tabellen flehen fümtlichen Bewerbern roährenb 7
^ogen zur ©Infi^tnghme offen.

Slrt. 16. Vom guf^lag, ber roomögltch innert brei

SBod^en nach Slblauf ber ©ingabefrift zu erfolgen hot,
ift famtlichen Submittenten unoetzüglich Kenntnis zu
geben.

Slrt. 17. lieber alle Bergebungen ftnb genaue Ion»
trollen zu führen, aus benen erftchtlich ftnb :

a) ®ie BoranfdjtagSprelfe;
b) bie eingelaufenen Offerten;
c; bie |>öhe beS gufchlagSpreifeS.

V. (gufchlaascrtellung.
Slrt. 18. SluSgefdhloffen oon ber Berüctfichtigung ftnb

Singebote, welche
a) zu fpät eingelangt finb;
b) ben ber SluSf^reibung zugrunbe gelegten Bebtn»

gungen nicht entfpre^en ;

c) nach thtem Qnhalte unb ben eingereichten groben
(SRuftern) für ben beabftc|tigten QroecE nicht ge»

eignet finb;
dj ißretfe enthalten, bie mit ber betreffenben Slrbeit

ober Lieferung in einem foldjen SRihoerhältniS
ftehen, bafj eine orbnungSgemäfje zeitliche ober
fathli(hc Ausführung nicht erwartet werben ïann;

e) bte SJlertinale ungenügenber ©rfahrung unb Sad)»
îenntntS ober beS nnlautern SBettbewerbeS ober
einer fünftlWhen fßretSftetgerung an jidj tragen;

f) oon Unternehmern eingereicht finb, bie
1. für tüchtige, pünllidje unb ooHflänbige SluS»

führung bte erforberliche Sicherheit nicht bieten
ober infolge früherer Unterbietungen tn ÄonturS
gerteten, bezlehungSwetfe Stachlafjoerträge abfhlof»
fen ober Löhne zahlen ober ArbeitSbeblngungen
fteßen, welch« htuter ben in ihrem ©eroerbe am
Bauort üblichen Löhnen beztehungSweife Arbeits»
bebingungen zurüclbleiben,

AIS übliche Lôhnè gelten tnsbefonbere biejeni»
gen, welche tn ben Lohntarifen enthalten ftnb,
bie gemetnfam oon ben SRelfter» unb Arbeiteror»
ganifationen aufgefteHt finb.

2. ®ie gemäß Art. 23 hiernach an fie geridh»
steten gragen nicht beantwortet hoben.

Art. 19. SMefüoeingaben gewerblicher Bereinigun»
gen finb möglichft zu berüdfichtigen, fofern bie ®enei)mi*
gung ber Arbeitsteilung ber oergebenben Behörbe zu*
geftanben wirb.

Bei Vergebung ohne AuSfäfretbung (Slrt. 1) unb auch
in gälten, in benen auf AuSfchretbung hin annähernb
gleichwertige Singebote erfolgen, ift auf Verteilung ber
Arbeit Bebaut zu nehmen unb ift, wenn leine ernften
©rünbe bagegen fpredjen, in ber Berüctfichtigung regel»
mäßig wieberlehrenber Submittenten ein ben Verhält»
niffen angemeffener SCßechfel zu beobachten. ;

KomprimieHte und abgedrehte, blanke

yysJ vf^7 * i'trWa ;c|zi'-ffpp y» i

Vereinigte Drahtwerke A.-6. Biel
Slank und präzis gozogene

jeder Ärt in Eisen tu. Stahl
lältgewsizt« CbfB- nad Stahlblader bis 396 ai InSli

Schlackenlreiei Uerpackussasbändeissa.
Mx s iuh®8ls, Lindflsaussieliung gern 1914. o
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^rechte Ausführung der Arbeit, unter Berücksichtigung
„.Age des Marktes, der Jahreszeit und der Arbeits-
v«"ilse- möglich ist,

Die gleiche Vorschrift gilt analog für Lieferungen.
Art. 9. Der Bewerber hat nur dann Anspruch auf

°me vorher festzusetzende, angemessene Entschädigung,
menn er von der submittierenden Behörde zur Einrei-
Mng förmlicher Entwürfe (Pläne, Modelle oder beson-
vers anzufertigender Muster) eingeladen wurde,

m
Art. 10. Die Ausschreibung vorhandener oder in

Aussicht genommener Arbeiten oder Lieferungen ist so
ZU verteilen, daß eine möglichst gleichmäßige Beschäfti-

^^ herbeigeführt, Arbeitsüberfluß einerseits verhindert
uno Arbeitsmangel anderseits möglichst vermieden wird.

Die verschiedenen Behörden eines Arbeitsgebietes
baden Nch^ soweit möglich, zu diesem Zwecke über die
oMsolge in der Vergebung vorhandener oder kommender
Arbeiten oder Lieferungen zu verständigen.

III, Einreichn«,g der Angebote.
Art, 11. Die Angebote sind unter Benützung des

vein Submittenten zur Verfügung gestellten Eingabe-
mrmulares schriftlich und verschlossen, mit der verlangten
Ueberschrift versehen, innert der festgesetzten Frist bei
ver in der Ausschreibung bezeichneten Stelle einzureichen.

-nachträgliche Angebote dürfen nicht angenommen
werden.

Die Angebote müssen den in der Ausschreibung ge-
gellten Anforderungen genau entsprechen, die vom Be-
Werber auszusetzenden Einheitspreise und die sich er--
»rbende Gesamtsumme enthalten und vom Bewerber
unterzeichnet sein.

Art. 12. Ein Rückzug der Eingabe ist vermittelst
Mißlicher Anzeige vor Ablauf der Eingabefrist gestattet;
"Uch Ablauf derselben bleiben die Angebote, sofern nichts
anderes bestimmt ist, während einer Frist von 4 Wochen,

bsiidlich^àufe ^ Etngabetermins an gerechnet, ver-

Einmal eingereichte Angebote können, offenbare rech-
nerffche Irrtümer vorbehalten, nicht mehr abgeändert
werden. Kein Bewerber darf mehr als eine Eingabe
>ur den gleichen Gegenstand einreichen.

». Art. 13, Kollektiveingaben sind gestattet, bei deren
i-Unreichung haben die Bewerber einen besondern Be-
vollmächtigen zu bezeichnen und sich für das Angebot
aud die vorschriftsgemäße Ausführung der übernommenen
Arbeit oder Lieferung solidarisch zu erklären.

IV. Eröffnung der Angebote.

^ Art. 14. Projekte, Pläne oder Muster, welche den
Angeboten beigelegt werden, bleiben im Eigentum des

submittenten und dürfen ohne dessen Zustimmung für
ote betreffende Bauausführung nicht benützt werden.

^ Art. IS. Bis zum Eröffnungs termine müssen die

Angaben verschlossen bleiben. Jede Mitteilung über
Preisofferten ist untersagt.

Den Bewerbern oder ihren Bevollmächtigten steht es
>ret, der Eröffnung der Angebote beizuwohnen.

At diesem Akte soll eine Vertretung der vergebenden

stelle anwesend sein; über denselben ist ein Protokoll
?u führen, das die Namen der Bewerber und die von
Men eingereichten Preise zu enthalten hat. Die einge-
ranzten Angebote sind auf ihre arithmetische Richtigkett
âa prüfen und auf möglichst gleiche Basis zu bringen,
und es sind die kontrollierten und nötigenfalls korrigierten
Endsummen der einzelnen Abschnitte auf übersichtliche

êise in einer Tabelle zusammenzustellen. Diese Protokolle
und Tabellen stehen sämtlichen Bewerbern während 7
A'Ugen zur Einsichtnahme offen.

Art, 16. Vom Zuschlag, der womöglich innert drei

Wochen nach Ablauf der Eingabefrist zu erfolgen hat,
ist sämtlichen Submittenten unverzüglich Kenntnis zu
geben.

Art. 17. Ueber alle Vergebungen sind genaue Kon-
trollen zu führen, aus denen ersichtlich sind:

o) Die Voranschlagspreise;
d) die eingelaufenen Offerten;
o) die Höhe des Zuschlagspreises.

V. Inschlagsevteilung.
Art. 18. Ausgeschlossen von der Berücksichtigung sind

Angebote, welche
o) zu spät eingelangt sind;
d) den der Ausschreibung zugrunde gelegten Bedtn-

gungen nicht entsprechen;
e) nach ihrem Inhalte und den eingereichten Proben

(Mustern) für den beabsichtigten Zweck nicht ge-
eignet sind;

tl) Preise enthalten, die mit der betreffenden Arbeit
oder Lieferung in einem solchen Mißverhältnis
stehen, daß eine ordnungsgemäße zeitliche oder
sachliche Ausführung nicht erwartet werden kann;

o) die Merkmale ungenügender Erfahrung und Sach-
kenntnis oder des unlautern Wettbewerbes oder
einer künstlichen Preissteigerung an sich tragen;

k) von Unternehmern eingereicht sind, die
1. für tüchtige, pünkltche und vollständige Aus-

führung die erforderliche Sicherheit nicht bieten
oder infolge früherer Unterbietungen in Konkurs
gerieten, beziehungsweise Nachlaßverträge abschlos-
sen oder Löhne zahlen oder Arbeitsbedingungen
stellen, welche hinter den in ihrem Gewerbe am
Bauort üblichen Löhnen beziehungsweise Arbeits-
bedingungen zurückbleiben.

Als übliche Löhne gelten insbesondere dtejeni-
gen, welche in den Lohntarifen enthalten sind,
die gemeinsam von den Meister- und Arbeiteror-
ganisationen aufgestellt find.

2. Die gemäß Art. 23 hiernach an sie gerich-
>teten Fragen nicht beantwortet haben.

Art. 19. Kollektiveingaben gewerblicher Vereinig»»-
gen sind möglichst zu berücksichtigen, sofern die Genehmi-
gung der Arbeitsteilung der vergebenden Behörde zu-
gestanden wird.

Bei Vergebung ohne Ausschreibung (Art. 1) und auch
in Fällen, in denen auf Ausschreibung hin annähernd
gleichwertige Angebote erfolgen, ist auf Verteilung der
Arbeit Bedacht zu nehmen und ist, wenn keine ernsten
Gründe dagegen sprechen, in der Berücksichtigung regel-
mäßig iviederkehrender Submittenten ein den Verhält-
nisten angemessener Wechsel zu beobachten. ; ^

VkMgìo à!àà A.-K. kisl
MNlà »»Ä PI'S»!« gszevgsn«
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Ulrt. 20. luSlänbifdje Veroerber ftnb nur bann gu

öerürtitd^tigert, wenn bte betreffenben Arbeiten ober 8iefe=

rangen oon anfäffigen girmen nidjt ober nur gu mefenü
lieh ungünftigeren Vebingungen ausgeführt werben ïônnen.

3flrt. 21. 2)le Vergebung barf nicht unter bent nad)
UM. 3 fcftgeftettten VîinbeftprelS exfoïgen. UHaßgebenb

für ben jufdjlag if± ein in jeber Vegtehung annehmbares
In gebot, baS eine etnwanbfrete, »orfdjriftS gemäße unb
rechtzeitige UluSffihrung ber Ulrbeit begw. Siefetung ge*
roährletfiet.

Ulri. 22. Uebernommene Ulrbeiten bürfen nicht an
Unteraftorbanten weitergegeben werben.

UM. 23. Um fefiguftellen, ob ein Bewerber bie üblichen
Söhne bejahie unb Billige UlrbeitS Vebirigungen flehe
(UM. 15, lit. f), ftnb bte Vef)örben berechtigt, ihm gu
fdjriftlicher ^Beantwortung gragen über bie £iöhe ber
Söhne, UlrbeitSgeit, 3«hi ber Sehrlinge, Sohngufchlag für
Ueberftunben unb bergletdjen »orgulegen. ©le baherigen
Ulugaben ber Bewerber ftnb für fie bei ber UlitSführung
ber Utrbeit »erbinblid).

Ulrt. 24. ®en bei ben oergebenen Ulrbeiten befdjäf*
tigten Ulrbeitern ift ber Sohn minbefienS alle 14 Sage
auszahlen. ©le UluSgahlung barf nicht in einer SBirü
fc^aft ftattfinben.

gür Ueberftunben unb Vadjtarbeit finb bte in »er=
traglidjen Vereinbarungen gwifdjen Ulrbeitgebern unb
Ulrbeitnehmern oorgefehenen jufdhläge unb in Grmange?
luttg foldjer Vereinbarungen ßufchläge non 25 % beS

feftgefcßten SohneS gu begaben.
Utuf Vauplähen bürfen bie Unternehmer unb bereu

UluffichtSperfonat Getraute unb SebenSmiitel nur »er»

laufen, wenn eS burch befonbere Umfianbe geboten ift.

VI. Deutvatjsinljalt uttb Jlusfüljvuug.
Ulrt. 25. UJlit bem Veroerber, welker ben Jufchlag

erhalten hat, ift ein fdjriftlicher Vertrag über bie UluS»

führung ber übernommenen Ulrbeit ober Sleferung ab»

jufchliefen.
2Bo gwifdjen bem ©djwetg. Jngenieur= unb Irdji»

teïtenoeretn unb gwifdjen fchraelgerifchen VerufSoerbänben
»eretnbarte Vormallen befielen, follen biefe als Vertrags*
unterlagen btenen.

JebenfatlS foil ber Inhalt beS Vertrages îlar unb
beftimmt fein. Gr foK auch SteferungS', (Garantie»
unb ßuhlungSbebingungen regeln. ®te oergebenbe Ve»

hörbe ift berechtigt, im Vertrage bie Vorfchriften aufgu*
nehmen, welche für bte richtige ©urd)führung ber in ben
etnfchlägigen Veftimmungen ntebergelegten Grunbfäige
erforberlich ftnb. ®ie auf ben Gegenfianb ber Vergebung
bezüglichen Pläne, UHufier unb bergleidjen fowie te<h*

nifche Vorfchriften ftnb bem Vertrag als Ulblage beigu*
fügen unb als folche beiberfeitS fdjriftlich anjuerfennen.

Ueberfdjreitet bas Quantum ber UJtehr- ober UJiinber*
lelfiungen 10% ber wirflid) »ergebenen UlrbeitSmcnge
ober Steferung, fo ftnb neue Vereinbarungen gu treffen.

©leS hat auch fiattgufinben, fofertt ftch in ber ïïuS>
fflhruna ber auf GlnhetiSprelfe hin oergebenen Ulrbeiten
ober Steferungen bie ©imenfionen ober fonftigen Infor*
berungen, welche auf bie Preisberechnung »on erheblichem
Gltifluß finb, änbern.

©aglbhnarbeiten uitb bagugehörige VtateriaHlcferungen
follen im Verlrage befonberS geregelt werben, ©ofern
bteS unterlaffen wirb, foHeu bte üblichen greife bafilr
berechnet werben.

Ulrt. 26. Vel UlrbeitSnleberleguug (©trelî, ©perre tc.)
im Gsfdjäfte beS betreffenben ItebernehmerS »erlängerl
ftch M® VoltenbungSfrift ohne ©chabenerfaßpflidjt um
bte SDauer ber in Vetradjt fallettben (SlnfteHuug.

Ulrt. 27. UMhrenb ber UluSfülfrung etner »ergebenen
Ulrbeit unb bei ber Ulbnaljme berfelben ober einer Siefen

rung foil eine guo erläff ige urtb fadjmäunifdje Kontrolle
über beren VertragSmäßigfeit ftattfinben.

Ulrt. 28. Ulbnahme, Vadjmaß unb Ulbredjttuttg habe"

nach VoOenbung ber Ulrbeit ober UtuSfübruitg ber Sie'

ferung môgïicïjft balb ftattgufinben. ®ie VedjnungSfteEunß
foil binnen bret UVonaten »on ber Veenbigung ber Ulrbeit

ober Sieferitng an gerechnet erfolgen,

Grfirecft ftch bie UluSfüßrung über einen länger»
Beitraum, fo follen »erhältniSmäßige IbfdjlagSgahluuge»
geleifiet werben, bie bis auf 90% beS jeweiligen SBerteS

gu gehen haben.

Vachmaß unb Umrechnung haben nach bett im be*

treffenben Verufe üblichen UluSmaßnormen gu gefchehe»'

Ulrt. 29. Sicherheit (Kaution) fott nur bei größern
Ulrbeiten »erlangt werben; fte barf 10% ber Voran*
fdjlagSfumme tti^t überfteigen. ©te lann burch Vürg*
fdjaft ober VealEaution geleiftet werben.

Variationen ftnb gu 4% gu »erglnfen.

®te Vüdgabc ber Kaution hat ohne Vergug nach

@rfüttung fämilicher Verpflichtungen, für bte fte geblent

hat, gu erfolgen.
Vont Bentraloorfianb be§ ©djweig. ©ewerbeoeretnS

genehmigt ben 25. Sftärg 1916.

©(fjmetger. ®gt»«ögMgrcii». ®ie ®elegierten < Ver*
fammlung beS ©chweiger. ©ewerbeoeretuS in UBlnterthnr
würbe bei einer Teilnahme »on 249 Ulbgeorbneten burch

VegierungSpräftbent ©r. ©f^umi, Vern, eröffnet.
Jahresbericht unb Rechnung würben genehmigt unb als

nächfter VerfammlungSort ©infiebeln beftimmt ©i«
oorn Sentralöbrfianb »orgelegten re»ibterten Statuten
würben gu näherer Prüfung burch *>te ©eîtionen gurürf*
gewiefett. Vach einem Vcferate ®r. D^SnerS über
eine VtufterfubmiffionS^Verorbnung unb län«

gerer ©iSfuffion würbe bte »om .Beniraloorftanb auSge*
arbeitete Vorlage mit großem Vtehr angenommen.

In ber Verfammlung oom ©onntag waren 300 ®ele<

gierte au§ 131 ©eîtionen auwefeub. über ben VunbeS*
gefeßeSentwurf über bie Ulrbeit ttt gewerblichen
Vetrieben referierte ®r. Volmar, bie Gegenanträge
namentlich beS @ewerbe»erbanbeS jürich f^arf tritü
fterenb. ©tefen »erteibigte VooS Jegher in BüricK
Vach lebhafter fadjltCh^ ©isîuffion würbe auf Ulntrag
beS Bentïaiprâftbenten Sfchumi einftimmig befchloffen,
ben ©ntwurf beS BentraloorftanbeS an ben weiteren
Bentraloorftaub gurüclguweifen mit bem Uluflrage, mit
ben VerufSdVerbänben eine Verfiänbigung" gu fiteren.
Vationalrat ©cheibegger referierte über UVelnungS*
bifferengett beS VorftaiibeS mit ber Unfaltoerfi^erungS'
anftalt Sugern wegen Geftaltung ber Gefal)rent(affen.
Jhm opponierte ©<hwarger, UHtftetten.

©er Schweiger, ©recplermeiftemtöcmb wirb feine
JahreSoerfammlung am ©onntaq ben 25. Juni 1916,
»ormütagS 9 ilhr, im ôotel „Vömerhof" In Vaben
abhalten.

©er f»a®btticïïcr« u«ö ®ewerbe»mi» ©PeMbcrf
(Jürich) hielt am 29, UJiai feine 25. Generaloetfamm*
luug ab, mit ber er elite befdjetbene geter gu @hren
feines präftbeuten, £>errn Gemeinbepräfibent Heinrich
Voßharb, oerbanb, ber bem Verein fett feiner Grün--
bung als Setter oorftanb. £>etr Voßßarb, ber nunmehr
gurüdgetreten ift, würbe burdj ©Chmtebmetfter UBuhr*
mann erfeßt.

JMstr. schwitz, Handtv Weisung („Meisterbtatt")

Art. 20. Ausländische Bewerber sind nur dann zu

berücksichtigen, wenn die betreffenden Arbeiten oder Liefe-

rungen von ansässigen Firmen nicht oder nur zu wesent-
tich ungünstigeren Bedingungen ausgeführt werden können.

Art. 21. Die Vergebung darf nicht unter dem nach
Art. 3 festgestellten Mindestpreis erfolgen. Maßgebend
für den Zuschlag ist ein in jeder Beziehung annehmbares
Angebot, das eine einwandfreie, vorschrifts gemäße und
rechtzeitige Ausführung der Arbeit bezw. Lieferung ge-

währleistet.
Art. 22. Uebernommene Arbeiten dürfen nicht an

Unterakkordanten weitergegeben werden.
Art. 23. Um festzustellen, ob ein Bewerber die üblichen

Löhne bezahle und billige Arbeits-Bedingungen stelle
(Art. 15, lit. k), sind die Behörden berechtigt, ihm zu
schriftlicher Beantwortung Fragen über die Höhe der
Löhne. Arbeitszeit, Zahl der Lehrlinge, Lohnzuschlag für
Ueberstunden und dergleichen vorzulegen. Die daherigen
Angaben der Bewerber find für sie bei der Ausführung
der Arbeit verbindlich.

Art. 24. Den bei den vergebenen Arbeiten beschäf-
tigten Arbeitern ist der Lohn mindestens alle 14 Tage
auszuzahlen. Die Auszahlung darf nicht in einer Wirt-
schaft stattfinden.

Für Ueberstunden und Nachtarbeit sind die in ver-
traglichen Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern vorgesehenen Zuschläge und in Ermange-
lung solcher Vereinbarungen Zuschläge von 25°/o des
festgesetzten Lohnes zu bezahlen.

Auf Bauplätzen dürfen die Unternehmer und deren
Aufsichtspersonal Getränke und Lebensmittel nur vsr-
kaufen, wenn es durch besondere Umstände geboten ist.

Vl. Vertragsinhalt und Ausführnng.
Art. 25. Mit dem Bewerber, welcher den Zuschlag

erhalten hat, ist ein schriftlicher Vertrag über die Aus-
sührung der übernommenen Arbeit oder Lieferung ab-
zuschließen.

Wo zwischen dein Schweiz. Ingenieur- und Archi-
tektenverein und zwischen schweizerischen Berufsverbänden
vereinbarte Normalien bestehen, sollen diese als Vertrags-
unterlagen dienen.

Jedenfalls soll der Inhalt des Vertrages klar und
bestimmt fein. Er soll auch die Lieferungs-, Garantie-
und Zahlungsbedingungen regeln. Die vergebende Ve-
hörde ist berechtigt, im Vertrage die Vorschriften aufzu-
nehmen, welche für die richtige Durchführung der in den
einschlägigen Bestimmungen niedergelegten Grundsätze
erforderlich sind. Die auf den Gegenstand der Vergebung
bezüglichen Pläne, Muster und dergleichen sowie tech-
nische Vorschriften sind dem Vertrag als Ablage beizu-
fügen und als solche beiderseits schriftlich anzuerkennen.

Ueberschreitet das Quantum der Mehr- oder Minder-
letftungen 10°/o der wirklich vergebenen Arbeitsmenge
oder Lieferung, so sind neue Vereinbarungen zu treffen.

Dies hat auch stattzufinden, sofern sich in der Aus-
sührung der auf Einheitspreise hin vergebenen Arbeiten
oder Lieferungen die Dimensionen oder sonstigen Anfor-
derungen, welche auf die Preisberechnung von erheblichem
Einfluß sind, ändern.

Taglöhnarbeiten und dazugehörige Materiallieferungen
sollen im Vertrage besonders geregelt werden. Sosern
dies unterlassen wird, sollen die üblichen Preise dafür
berechnet werden.

Art. 26. Bei Arbeitsniederlegung (Streik, Sperre :c.)
im Geschäfte des betreffenden Uebernehmers verlängert
sich die Vollendungsfrist ohne Schadenersatzpflicht um
die Dauer der in Betracht fallenden Einstellung.

Art. 27. Während der Ausführung einer vergebenen
Arbeit und bei der Abnahme derselben oder einer Liese-

rung soll eine zuverlässige und fachmännische Kontrolle
über deren Vertragsmäßigkeit stattfinden,

Art. 28. Abnahme, Nachmaß und Abrechnung haben

nach Vollendung der Arbeit oder Ausführung der Lie-

ferung möglichst bald stattzufinden. Die Rechnungsftellunk
soll binnen drei Monaten von der Beendigung der Arbeit
oder Lieferung an gerechnet erfolgen.

Erstreckt sich die Ausführung über einen länger»
Zeitraum, so sollen verhältnismäßige Abschlagszahlungen
geleistet werden, die bis auf 9v°/o des jeweiligen Wertes

zu gehen haben.

Nachmaß und Abrechnung haben nach den im be-

treffenden Berufe üblichen Ausmaßnormen zu geschehe»'

Art. 29. Sicherheit (Kaution) soll nur bei größsrn
Arbeiten verlangt werden; sie darf 10°/o der Voran-
schlagssumme nicht übersteigen. Sie kann durch Bürg-
schaft oder Realkaution geleistet werden.

Barkautionen sind zu 4°/o zu verzinsen.

Die Rückgabe der Kaution hat ohne Verzug nach

Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen, für die sie gedient

hat, zu erfolgen.
Vom Zentralvorstand des Schweiz. Gewerbevereins

genehmigt den 25. März 1016.

Sêi»»SîMM.
SchnmM. SZWêrSsmrà Die Delegierten - Ver-

sammlung des Schweizer. Gewerbeveretns in Winterthur
wurde bei einer Teilnahme von 249 Abgeordneten durch

Regierungspräsident Dr. Tschumi, Bern, eröffnet.
Jahresbericht und Rechnung wurden genehmigt und als

nächster Versammlungsort Einsisdeln bestimmt. Die
vom Zentralvörstand vorgelegten revidierten Statuten
wurden zu näherer Prüfung durch die Sektionen zurück-

gewiesen. Nach einem Referate Dr. Ochsners über
eine Mustersubmissions-Verordnung und län-

gerer Diskussion wurde die vom Zentralvörstand ausge-
arbeitete Vorlage mit großem Mehr angenommen.

An der Versammlung vom Sonntag waren 300 Dele-
gierte aus 131 Sektionen anwesend, über den Bundes-
gesetzesentwurf über die Arbeit in gewerblichen
Betrieben referierte Dr. Volmar, die Gegenanträge
namentlich des Gewerbeverbandes Zürich scharf kriti-
sierend. Diesen verteidigte Boos-Jegher in Zürich.
Nach lebhafter sachlicher Diskussion wurde auf Antrag
des Zentralprästdenten Tschumi einstimmig beschlossen,
den Entwurf des Zentraloorstandes an den weiteren
Zentralvorstand zurückzuweisen mit dem Auftrage, mit
den Berufs-Verbänden eine Verständigung' zu suchen.

Nationalrat Scheide g ger referierte über Meinungs-
differenzen des Vorstandes mit der Unfallversicherungs-
anstatt Luzern wegen Gestaltung der Gefahrenklassen.
Ihm opponierte Schwarzer, Altstetten.

Der Schweizer. DrechslerMsisterverbasd wird seine

Jahresversammlung an« Sonntag den 25. Juni 1916,
vormittags 9 Uhr, im Hotel „Römerhof" in Baden
abhalten.

Der
'

Handwerker- und Gewervemrem ZMendors
(Zürich) hielt am 29. Mai seine 25. Generalversamm-
lung ab. mit der er eine bescheidene Feter zu Ehren
seines Präsidenten, Herrn Gemeindepräsident Heinrich
Boß hard, verband, der dem Verein seit seiner Grün-
dung als Leiter vorstand. Herr Boßhard, der nunmehr
zurückgetreten ist, wurde durch Schmiedmeister Wuhr-
mann ersetzt.
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